
� Gerade für niedergelassene Ärzte sind haftungs-
rechtliche Auseinandersetzungen kein „Alltagsge-
schäft“.Grundsätzlich gibt es eine hohe Hemmschwelle
für den Patienten, gegen den Arzt vorzugehen; falls das
Porzellan zwischen den Beteiligten jedoch zerschlagen
ist,dann in aller Regel vollständig.

Das erste Schreiben des Patienten 
oder seines Anwalts

Oft bedienen sich Patienten, die meinen, fehlerhaft be-
handelt und/oder aufgeklärt worden zu sein, unmittel-
bar der Hilfe eines Anwalts.Ein solches erstes Schreiben
sieht dann häufig etwa wie folgt aus:

„Sehr geehrter Herr Dr. Heilgut,
ich zeige an,dass ich die rechtlichen Interessen von Frau X
vertrete. Eine auf mich lautende Vollmacht ist diesem
Schreiben beigefügt.
Frau X befand sich im Zeitraum vom 20.12.2008 bis zum
31.03.2009 in Ihrer Behandlung.Seit der ambulant durch-
geführten Operation vom 05.01.2009 leidet sie unter
massiven Beschwerden. Ich gehe daher davon aus, dass 
Sie meine Mandantin fehlerhaft behandelt haben.Daher
melde ich für meine Mandantin Schmerzensgeld- und
Schadensersatzansprüche an.
Im Namen meiner Mandantin fordere ich Sie auf,uns Ihre
Behandlungsunterlagen sowie die Röntgenaufnahmen
umgehend im Original zu übersenden. Hierfür setze ich
Ihnen eine Frist von vier Tagen.
Haudrauf,Rechtsanwalt“

Verhaltsregeln für den Arzt

In einer solchen Situation stellen sich für den Arzt gleich
mehrere Fragen. Die wichtigsten lauten:
– Wie soll ich auf dieses Schreiben reagieren? Soll ich

selbst antworten?
– Muss ich jemanden von diesem Schreiben unterrich-

ten?
– Soll ich die Behandlungsunterlagen übersenden?
– Wie groß ist mein persönliches Haftungsrisiko?

Die erste Regel lautet: Alleingänge sind zu vermeiden.
Das bedeutet, dass der Arzt in keinem Fall ein umfang-

Recht

30
LASER JOURNAL 1/2010

Arzthaftpflichtrecht
Von den juristischen Möglichkeiten und Grenzen in der Praxis – Teil 3

In der Praxis verlaufen Auseinandersetzungen zwischen dem Arzt und dem Patienten in
aller Regel so, dass der Patient zunächst außerhalb des Rechtsweges versucht, Ansprü-
che gegen den Arzt durchzusetzen. Erst danach, mitunter jedoch auch ohne einen außer-
gerichtlichen „Vorlauf“, mündet eine Auseinandersetzung in ein gerichtliches Verfahren.
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reiches Rechtfertigungsschreiben an den gegneri-
schen Rechtsanwalt oder den Patienten verfassen
sollte. Gibt es deutliche Anhaltspunkte für eine her-
aufziehende Auseinandersetzung wie das Einsichts-
oder Herausgabeverlangen bezüglich der Behand-
lungsunterlagen oder die Anmeldung von Ansprü-
chen,dann sollte die Angelegenheit umgehend in pro-
fessionelle Hände gegeben werden.
An erster Stelle steht die Pflicht,einen Schadensfall un-
verzüglich, spätestens innerhalb von einer Woche,
schriftlich beim Versicherer zu melden. Um sicherzu-
gehen, sollte der Arzt grundsätzlich so früh wie mög-
lich einen potenziellen Haftungsfall anzeigen. Unter-
sagt ist es dem Arzt, eigenmächtig die vom Patienten
behaupteten Ansprüche anzuerkennen,Zahlungen zu
leisten oder einen Vergleich zu schließen. Darüber hin-
aus ist es nötig – und wegen der damit verbundenen
Selbstreflexion auch hilfreich – eine selbstkritische
Epikrise des Behandlungsfalles zu verfassen.
Der Patient ist berechtigt, Einsicht in seine Behand-
lungsunterlagen zu nehmen.Behandlungsunterlagen
in diesem Sinne sind sämtliche medizinisch relevanten
Aufzeichnungen über die Behandlung des Patienten.
Dies betrifft in erster Linie die handschriftliche
und/oder EDV-gestützte Dokumentation, ferner sons-
tige Ergebnisse wie Röntgenaufnahmen, Laborbe-
funde etc. Wird die Einsichtnahme in die Behand-
lungsunterlagen angefordert, dann ist gegen Kosten-
erstattung eine Kopie dieser Unterlagen zu übersen-
den. Unnötige Verzögerungen bei der Realisierung des
Einsichtsrechts sind zu vermeiden. Keinesfalls sollten
demgegenüber die Originale der Behandlungsunter-
lagen an den Patienten oder dessen Bevollmächtigten
herausgegeben werden. Diese Unterlagen sollte der
Arzt sicher verwahren.

Das Gerichtsverfahren

Die Klageerhebung und erste Maßnahmen des Arztes
Das normale Gerichtsverfahren beginnt damit, dass
dem Arzt eine Klageschrift zugestellt wird. Nun ist zü-
giges Handeln geboten. Mit der Zustellung der Klage-
frist beginnen üblicherweise feste Fristen zu laufen.
Werden diese Fristen versäumt, kann allein aus diesem
Grund der Prozess verloren gehen. Spätestens ab die-
sem Zeitpunkt sollte daher ein Rechtsanwalt einge-
schaltet werden.

Die Erwiderung auf die Klage
Aus der Klageschrift wird deutlich,aus welchem Grund
der Patient Schadensersatz fordert. Häufig ergibt sich
konkret, welche Gesichtspunkte des Behandlungsge-
schehens der Patient als fehlerhaft betrachtet. Der Pa-
tient ist allerdings aufgrund seines unterlegenen
Fachwissens nicht gehalten, etwaige medizinische
Versäumnisse bei der Behandlung in allen Einzelhei-
ten darzulegen. Auf die Ausführungen des Klägers ist
dann vonseiten des verklagten Arztes zu erwidern. In
dieser Klageerwiderung kann und sollte im Einzelnen

die Sicht des Arztes geschildert werden. Häufig bedarf
schon die Darstellung des Behandlungsgeschehens
der Korrektur. Es kann erläutert werden, warum das
medizinische Vorgehen lege artis war und/oder die be-
haupteten Schäden nicht verursacht worden sind.
Wird eine fehlerhafte Aufklärung gerügt, dann ist dar-
zulegen, in welcher Form der Patient aufzuklären war
und inwieweit dies geschehen ist.

Die Einholung eines Sachverständigengutachtens
Liegen die Klage und die Klageerwiderung vor, dann
ist der Streitstoff meistens schon vollständig umris-
sen, wenngleich es noch zu einem weiteren Schrift-
wechsel kommen kann. Das Gericht kann auf dieser
Grundlage feststellen, welche Punkte zwischen den
Parteien streitig sind. Originäre Aufgabe des Gerichts
ist es dann, in den Bahnen des Prozessrechts eine Klä-
rung dieser streitigen Fragen herbeizuführen.
Hinsichtlich der Haftung aus einem Behandlungs-
fehler kommt dem Sachverständigen eine entschei-
dende Rolle zu. Er bewertet die Behandlung darauf-
hin, ob sie den Regeln der ärztlichen Kunst entsprach.
Ferner stellt er fest, in welchem Umfang Gesund-
heitsschäden bei dem Patienten eingetreten sind;
ihm obliegt die Prüfung,wie wahrscheinlich Gesund-
heitsschäden auf Behandlungsfehler zurückzufüh-
ren sind. Schließlich gibt er auch entscheidende Hin-
weise darauf, über welche Umstände einer Behand-
lung aufzuklären ist.
Auf die Eignung des Sachverständigen für die Beur-
teilung der ihm gestellten Fragen ist ein besonderes
Augenmerk zu richten. Es dürfen keine Zweifel an sei-
ner fachlichen Kompetenz bestehen. Auch darf er
nicht dem Verdacht ausgesetzt sein, parteiisch zu ur-
teilen. Es ist ferner dafür Sorge zu tragen, dass dem
Sachverständigen alle für die Bewertung des Falles
relevanten Unterlagen (unter Umständen auch die
von Vor-, Neben- oder Nachbehandlern) zur Verfü-
gung stehen. Zum Teil tragen die Gerichte dem von
sich aus Rechnung, zum Teil muss hierauf jedoch ak-
tiv hingewirkt werden.�

In der Fortsetzung des Beitrages werden die gerichtlichen
Entscheidungsmöglichkeiten erläutert und Tipps zur
Prävention von Haftpflichtfällen gegeben.

Bei den Autoren können Sie eine „Checkliste Haftpflicht“
anfordern.
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